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D Schutz Vr ur best awc dem Deere finden; bis dahin wird aber auch kaum eine brauchbare Statiſtik zu Stande 
er u er Ar tze. 


Von Dr. Moriz Caſpaar. (Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Fall einer aus öffentlichen Sanitätsrückſichten erlaffenen polizeilichen Anordnung, 
nach welcher einem mit Veitstanz behafteten Krauken unterſagt wurde, ſich 
weiters auf einer auf öffentlicher Straße bereiteten Lagerſtätte den Blicken 
des Publicums auszuſetzen. N a 

Zur Erlaſſung einer ſolchen Verfügung iſt nicht die Bezirkshauptmannſchaft, 
ſondern der Gemeindevorſteher berufen. 
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Arbeit nach dem öſterreichiſchen 
Gewerbegeſetze. 
Von Dr. Moriz Caſpaar. 
(Schluß.) 

2. Schwieriger geſtaltet ſich das Gebiet der Vorſorge für Hilfs⸗ 
arbeiter, welche unſer Geſetz in den Beſtimmungen des § 74 zuſammen⸗ 
faßt. Der Schutz der Arbeit ſoll hier durch poſitive Vorkehrungen 
erreicht werden, welche zum Theile in der baulichen Anlage der Betriebs⸗ 
anlagen, zum Theile in vielgeftaltigen Sicherheitsvorkehrungen zum Aus⸗ 
drucke kommen; in das Gebiet der Unfallsverhütung gehört aber auch 
die Aufſtellung von Betriebsbeſtimmungen, von Geboten und Verboten, 
deren Erfüllung vom Arbeiter erzwungen werden muß. 

Es muß hier erwähnt werden, daß heute der Begriff Unfall 
ſelbſt noch nicht feſtgeſtellt iſt, und dürſte dies auch erſt mit Einführung 
der Unfallsverſicherung geſchehen. 

Die Bemühungen der Gewerbeinſpectoren, eine möglichſt vollſtän⸗ 
dige Unfallsſtatiſtik zu Stande zu bringen, haben in der neueſten Zeit 
zu Anordnungen der Behörden geführt, welche den Unternehmer zur 
Anzeige der im Gewerbebetriebe vorkommenden Unfälle verpflichten. 

Bei dem Mangel einer Begriffsbeſtimmung ſtellen ſich die Behörden 
auf den Standpunkt, daß jede durch äußere Einwirkung im Gewerbebetriebe 
verurſachte Geſundheitsſtörung, welche eine Arbeitsunfähigkeit auch von 
kürzeſter Dauer mit ſich bringt, als Unfall anzuſehen, daher auch 
anzuzeigen iſt. Ob die Gewerbeinſpectoren in der Lage ſein werden, das 
durch die Einbeziehung auch der unbedeutendſten Fälle ſich anſammelnde 
Materiale zu ſichten und zu bewältigen, erſcheint bei ihrer ſonſtigen 
ſtarken Inanſpruchnahme faſt zweifelhaft. 

Soll es die Aufgabe der Inſpectoren ſein, in wichtigen Fällen 
ſelbſtſtändig mit Erhebungen vorzugehen, jo wird es nöthig ſein, den⸗ 
ſelben von vorneherein nur die wichtigeren Fälle mitzutheilen und ſie 
von der eigentlichen Statiſtik zu entlaſten. 


Der Schutz der 
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zu bringen ſein; dafür reichen auch die mit Handelsminiſterialerlaß vom 
8. December 1884, 3. 44.751, vorgeſchriebenen Nachweiſungsblanquette 
nicht aus. Es muß hier weiters vorausgeſchickt werden, daß es der 
dringende Wunſch aller billig denkenden Leiter induſtrieller Etabliſſements 
iſt, daß die Unfallsverſicherung möglichſt bald zu Stande komme, und 
es kann nicht geläugnet werden, daß die Ausdehnung der privaten 
Unfallsverſicherung heute weſentlich dadurch behindert wird, daß nach aller 
Vorausſicht doch baldigſt die geſetzliche Regelung der Unfallsverſicherung 
zu erwarten ſteht. 

Was uns am meiſten die endliche Regelung der Unfallsverſicherung 
wünſchenswerth macht, iſt die damit erzielte Beſeitigung der heute häufig 
ſo mißlichen Entſcheidung über das Verſchulden an einem Unfalle. Dieſe 
Frage muß ſo lange in ihrer ganzen Härte unterſucht und nur zu 
häufig zu Ungunſten des Arbeiters entſchieden werden, bis nicht die 
Unfallsverſicherung dieſen unſeligen Streit beſeitigt. 

Wir halten es für einen bedenklichen Irrthum, ein Verſchulden 
der Induſtrie zu präſumiren, ſowie wir es moraliſch für unzuläſſig 

erklären müſſen, momentane Unvorfichtigfeit des Arbeiters mit Verſchulden 

zu identificiren. Die Unfallsverſicherung ſoll aber nur die materiellen 
Folgen der trotz vorſichtigen Verhaltens des Arbeiters und trotz aller 
durch die Technik gebotenen Vorſichtsmaßregeln unabwendbaren Unfälle 
ausgleichen. Noch wichtiger als die Unfallsverſicherung iſt die Unfalls⸗ 
verhütung. Die Unfallsverhütung bedarf zu ihrer wirkſamen Durchfüh⸗ 
rung der Mitwirkung aller betheiligten Factoren. Sie ſtellt an die Tech⸗ 
nik die Anforderung — abgeſehen von den gewöhnlichften bekannten 
Schutzvorkehrungen — in den einzelnen Betriebszweigen der Sicherheit 
der Arbeit förderliche Einrichtungen ausfindig zu machen, fie fordert 
von der Arbeitsaufſicht eine unerbittliche Strenge gegenüber Uebertretun⸗ 
gen aufgeſtellter Sicherheitsvorſchriften, fie fordert aber auch vom Arbeiter- 
perſonale ſelbſt Aufmerkſamkeit und ſelbſtſtändiges Denken. 

Die ſelbſtthätige Mitwirkung zur Unfallsverhütung wird um ſo 
nothwendiger, als es Arbeiten gibt, deren Gefahren durch Schutzvor⸗ 
kehrungen nicht abzuwenden ſind, und wo allein die ſtete Geiſtesgegen⸗ 
wart des Arbeiters ein ausreichendes Schutzmittel bietet. 

Nach den Erfahrungen der Praxis laſſen ſich die Unfälle mit 
Rückſicht auf ihre mögliche Verhütung folgend eintheilen: 

a) Unfälle, welche auf mangelnde Einfriedungen, Abſchließungen, 
auf das Fehlen von Geländer u. dgl., kurz auf den Mangel leicht 
anbringbarer Sicherheitsvorkehrungen zurückzuführen ſind. 

b) Unfälle, deren genaue Erhebung zur Erfindung einer Sicher⸗ 
heitsvorkehrung führt. 

e) Unfälle, gegen welche es nach dem heutigen Stande der Technik 
Sicherheitsvorkehrung gibt. 

d) Endlich müſſen auch noch angeführt werden Unfälle, welche 
Arbeiter durch leichtſinniges Beſeitigen vorhandener Schutzvorkehrungen 
herbeiführen. 


Daß die Gewerbeinſpectoren auf dem Gebiete der Schutzvorkeh⸗ 
rungen ein reiches, ſteter Ausdehnung fähiges Gebiet der Thätigkeit 
gefunden, iſt gewiß. Die Zuſammenſtellung des Central⸗Gewerbeinſpectors 
über von den Inſpectoren getroffenen Sicherheitsmaßnahmen zeigt, daß es 
manchenorts auch an den einfachſten Sicherungen gefehlt hat. 

Daß die Gewerbeinſpectoren, welche als Techniker beim Beſuche 
der Etabliſſements ein Hauptaugenmerk auf das Vorhandenſein, ſowie 
auf die Anbringbarkeit von Sicherheitsvorkehrungen richten, ſich eine 
beſondere Geſchicklichkeit auf dieſem Gebiete aneignen werden, iſt gewiß, 
und damit ein erfolgreiches Wirken derſelben um ſo mehr geſichert. Nicht 
minder wird aber der Betriebstechniker, welcher die Details der 
Arbeiten ſeines Betriebes kennt, ſich die Aufgabe ſtellen müſſen, nicht allein 
durch Erfindung und Aufſtellung von dem Betriebe und den Localver⸗ 
hältniſſen angepaßten Sicherheitsvorkehrungen, ſondern nicht weniger 
durch wiederholte perſönliche Einflußnahme auf das Arbeiterperſonale zur 
Unfallsverhütung beizutragen. Die Praxis zeigt es ja nur zu oft, wie 
ſich der Arbeiter wegen Zeit⸗ oder Wegerſparung, aus Rückſicht auf 
Verdienſterhöhung bei Accordarbeit, nicht weniger aber auch aus perſön⸗ 
lichem Eifer unnöthig Gefahren exponirt. Man muß es als eine ſehr 
gute Eigenſchaft unſeres Arbeiterperſonales bezeichnen, daß ein großer 
Theil desſelben mit Eifer und mit perſönlichem Muthe der zugewieſenen 
Arbeit ſich befleißigt. Zwiſchen dieſem Arbeitseifer, der nicht bei jedem 
Handgriffe vorher erwägt, ob daraus irgend eine Gefährdung der eigenen 
Perſönlichkeit ſich ergeben könnte, und der nothwendigen Vorſicht vor 
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Betheiligten, der Arbeiter ſowohl wie der Leitung, beziehungsweiſe Auf⸗ 
ſicht, um die Zahl der Unfälle möglichſt einzuſchränken. Dieſe Aufgabe, 
welche durch die Fortſchritte der Technik unterſtützt wird, muß allen 
Betheiligten dringend an's Herz gelegt werden. 

Ueberblicken wir das Gebiet der Unfallsverhütung, ſo können wir 
ſagen, daß ohne Zweifel ein Theil der Unfälle von vorneherein ver⸗ 
hütet werden kann, und daß es weiters ein Gefahrengebiet gibt, das 
einer weſentlichen Einſchränkung fähig iſt. Außerdem ſtehen wir aber 
einer Claſſe von Unfällen heute noch machtlos gegenüber, und können 
nur in einer Ausgleichung der materiellen Folgen durch die Verſicherung 
die eine Seite des Schadens gut machen. Je mehr die Unfälle über⸗ 
haupt beſchränkt, beziehungsweiſe vermindert werden, deſto günſtiger 
können die Schadensvergütungen geſtellt werden. Darin wird man 
wenigſtens theilweiſe eine moraliſche Genugthuung finden können. 

Die Unfallsverhütung vermag aber doch nur vereinzelte Schä⸗ 
digungen der Perſönlichkeit des Arbeiters hintanzuhalten. Berückſichtigt 
man die in einzelnen Fabricationszweigen in manchen Induſtrieorten 
ſo bedenklich niedere Lebensdauer der Arbeiter *), fo wird man zugeben 
müſſen, daß die Fabrikshygiene ein weit größeres Feld der Thätigkeit 
findet, welches wo möglich noch ſchwierigere Aufgaben ſtellt. Hier kommen 
die Arbeitsdauer, die Lohnhöhe, die Lebensgewohnheiten der Arbeiter, 
die Wohnungsfrage ebenſo zur Geltung, wie die Einrichtung der Fabri⸗ 
ken und die techniſche Geſtaltung der Productionsproceſſe. 

Auch auf dieſem Gebiete finden die Gewerbeinſpectoren ein reiches 


tollkühnem, unnöthigem Gefährden der eigenen Sicherheit, muß durch Feld der Thätigkeit. Wir können es auch nur auf das Beſtreben, hier 
geeignete Anleitung der richtige Mittelweg gefunden werden. Es muß | tätig einzugreifen, zurückführen, wenn in den Inſpectionsberichten Lob 
leider zugegeben werden, daß z. B. der Eiſenhüttenbetrieb ein verhält⸗ oder Tadel über einzelne namentlich angeführte Etabliſſements, beziehungs⸗ 
nißmäßig hohes Verunglückungspercent aufweiſt. Die Arbeit bei den weiſe deren Einrichtungen öffentlich widerlegt werden. Man will in 
Oefen, Walzen, Hämmern verlangt einen hohen Grad von Geiſtesgegen⸗ dieſer Form da Erfolge erzielen, wo man Aufträge nicht durchzuſetzen 
wart, und es wirken nicht ſelten ganz unvorherſehbare Urſachen, die in vermeint. 2 

dem zu verarbeitenden Materiale ihren Grund haben, als Veranlaſſung Jedenfalls liegt darin ein Appell au die öffentliche Meinung, und 


von Unglücksfällen. Hier hat man es nur zu oft mit den unter c) ein⸗ 
gereihten Unfällen zu thun. In einem Auflage in der ſtatiſtiſchen 
Monatsſchrift, Jahrg. 1884, Seite 364 ff., haben wir eine ſolche 
Unfallsnachweiſung geführt und daſelbſt die Frage aufgeworfen, ob nicht 
z. B. gewiſſe, immer wiederkehrende kleinere Brandwunden richtiger 
unter die Berufskraukheiten, als unter die Unfälle einzureihen wären. 

Es iſt nothwendig, ſich vor Augen zu halten, daß eine wirkſame 
Unfallsverhütung nicht dadurch ſchon geſichert erſcheint, daß man Sicher⸗ 
heitsvorkehrungen und Warnungstafeln anbringt und in die Arbeitsord⸗ 
nungen Strafbeſtimmungen aufnimmt. Die Unfälle beim Eiſenbahnbetrieb 
liefern ja einen analogen Beweis, wie man gegen Sicherheitsmaßregeln 
durch die Gewohnheit abgeſtumpft werden kann. Das ſich an die Ge⸗ 
fahr Gewöhnen beeinträchtigt nicht ſelten die nothwendige Vorſicht und 
führt in Momenten von Zerſtreutheit, von Mangel an Sammlung zur 
Außerachtlaſſung der nöthigen Sorgfalt. Dagegen kann nur eine ſtete 
Einflußnahme des Aufſichtsperſonales, gute Schulung der Arbeiter und 
ſtrenge Hintanhaltung des Alkoholmißbrauches abhelfen. 

Faſſen wir die Grundſätze der Unfallsverhütung kurz zuſammen, 
ſo gelangen wir zu folgenden Sätzen: 

Vor Allem iſt auf die Anbringung der gewöhnlichen Sicherheits⸗ 
vorkehrungen zu ſehen und iſt es Aufgabe der Betriebstechniker, die An⸗ 
wendbarkeit derartiger Vorkehrungen möglichft zu fördern und auszudehnen. 

Damit wird ſicher einer Reihe von Unfällen, welche in nachläſſigen 
baulichen Einrichtungen ihre Urſache haben, vorgebeugt werden. Ein 
wirkſames Mittel in dieſer Richtung wird die Prämienbemeſſung der 
Unfallsverſicherung nach der mehr oder weniger fürſorglichen Einrichtung 
einer Betriebsanlage bilden. 

Nach Eliminirung der leicht zu beſeitigenden Gefahren, welche 
theilweiſe durch ſtrenge Handhabung der Baupolizei zu beheben ſind, 
oder denen durch ſolche Sicherheitsvorkehrungen vorgebeugt werden kann, 
welche die heutige Technik bereits kennt, bleibt ein Geſahrenkreis, der 
je nach der Art des Betriebes verſchieden groß iſt. Die ſen einzu⸗ 
engen, gelingt in der Regel nicht ohne ſelbſtbewußte Mit- 
wirkung der Arbeiter. Hier tritt der Zufall, ein minderer Grad 
von Vorſicht, ebenſo als Unfallsveranlaſſung ein, wie Leichtſinn und 
Nachläſſigkeit ). Auf dieſem Gebiete bedarf es der Mitwirkung aller 


*) Fälle grober Verletzung gegebener Sicherheitsvorſchriften, eigenmächtiges 
Beſeitigen von Sicherheitsvorkehrungen ſchaffen allerdings auch da Gefahren, wo ſie 
nach aller Vorausſicht beſeitigt erſcheinen. Solche Fälle werden noch immer vor⸗ 
kommen, ſie beſchränken ſich aber durchaus nicht auf das Gebiet gewerblicher Unfälle. 


dieſe iſt es auch, welche heute derartige Beſtrebungen unbedingt unter⸗ 
ſtützt. Von großer Bedeutung wird auch die Einführung der Fabriks⸗ 
hygiene als Lehrgegenſtand an den techniſchen Lehranſtalten ſein. Der 
größte Fortſchritt liegt aber in der Thatſache, daß wir überhaupt 

| allen Gebieten des Arbeitsſchutzes eine rege Thätigkeit erblicken, un 
wir müſſen auch darin die ſichere Gewähr erkennen, daß unſere Arbeits⸗ 
geſetzgebung kein leerer Buchſtabe bleiben wird. 


| Mittheilungen aus der Praris. 


Fall einer aus öffentlichen Sanitätsrückſichten erlaſſenen polizei⸗ 
lichen Anordnung, nach welcher einem mit Veitstanz behafteten 
Kranken unterſagt wurde, ſich weiters auf einer auf öffentlicher 
Straße bereiteten Lagerſtätte den Blicken des Publicums aus⸗ 
zuſetzen. 
Zur Erlaſſung einer ſolchen Verfügung iſt nicht die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft, ſondern der Gemeindevorſteher berufen. 

Mit Erlaß vom 11. Auguſt 1886, 3. 1946, hat die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in A. dem dortigen Bürgermeiſter eröffnet, ſanitäre 
Rückſichten erheiſchen es, daß dem an Veitstanz leidenden Cäſar G. 
wegen ſeiner Krankheit verboten werde, ſich außerhalb ſeiner Hausthüre 
aufzuhalten, da die atactiſchen Bewegungen und das unwillkürliche Herum⸗ 
werfen der Glieder des Kranken beſonders auf ſchon zu Emotionsneuroſen 
beanlagte Perſonen, namentlich weiblichen Geſchlechtes und jugendlichen 
Alters, bei unvorbereitetem Anblicke des Kranken Alteration, bei Kindern 
möglicherweiſe durch Nachahmung (pſychiſches Contagium) choreaähuliche 
Anfälle hervorzurufen geeignet ſein können. Der Bürgermeiſter wurde 
angewieſen, ſofort Vorſorge zu treffen, damit G. immer innerhalb der 
Grenzen ſeiner Hausflur bleibe; daß ihm weiters verboten werde, ſich 
ausgeſtreckt auf einem Wagen angeſichts des Publicums außerhalb ſeiner 
Hausflur aufzuhalten; daß derſelbe weiters mit einem anſtändigen dunklen 
Anzuge verſehen ſei und daß das Bett, auf welchem er liege, den Regeln 
des Anſtandes und der Reinlichkeit entſpreche. Soferne der Bürger⸗ 
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) K. Kögler, in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statiſtik, 
Band XIV, 2. Heft, gibt uns aus den Aufſchreibungen des Verbandes der 
Arbeiter⸗Kranken⸗ und Invaliden⸗Unterſtützungsvereine Oeſterreichs über das durch⸗ 
ſchnittlich erreichte Lebensalter der verſtorbenen Vereinsmitglieder folgende Daten: 
dasſelbe betrug für den Verein zu Wien 41:25, Wiener⸗Neuſtadt 44, Graz 43, 
Reichenberg 37 Jahre, Zahlen, die unſer Nachdenken herausfordern. 
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meifter die nothwendigen Weiſungen im Gegenſtande nicht erlaſſen und 
deren Ausführung nicht überwachen würde, wäre es nothwendig, daß 
G. zum Schutze des Publicums gegen die gedachte Gefahr dem Spitale 
übergeben werde. Würden hingegen die gedachten Verfügungen getroffen, 
ſo würde G. weder der Luft, noch des Lichtes, noch der Zerſtreuung 
beraubt werden. 

Der Bürgermeiſter hat dem Cäſar G. unterm 11. Auguſt 1886, 
3. 1740, eine Abſchrift des bezirkshauptmannſchaftlichen Erlaſſes vom 
11. Auguſt 1886, 3. 1946, mit dem Auſtrage überſendet, ſich genau 
an den Wortlaut desſelben zu halten. 

Mit der Eingabe vom 24. September 1886 an die Statthalterei 
erklärte G., daß er ſich durch die Verordnung der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft vom 11. Auguſt 1886, 3. 1946, intimirt mit Zuſchrift der 
Gemeinde in A. vom 11. Auguſt 1886, Z. 1740, mit welcher ihm 
verboten worden ſei, auf ſeinem Grund und Boden vor ſeinem Hauſe 
auf einem Wägelchen liegend die friſche Luft zu genießen und ihm 
weiters bei Nichtberückſichtigung dieſes Verbotes die Abführung in das 
Spital angedroht worden ſei, für beſchwert erachte und dagegen den 
Recurs ergreife. Zur Begründung desſelben machte G. geltend, daß zur 
Erlaſſung einer ſolchen Verfügung allenfalls die Gemeindevorſtehung, 
nicht aber die Bezirkshauptmaunſchaft competent wäre. Durch dreißig 
Jahre ſei ſein Verweilen auf dem fraglichen Platze weder von der 
Gemeindevorſtehung, noch vom Gemeindeausſchuſſe, noch von der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft beanſtändet worden; er hindere die Paſſage nicht, ſei 
immer anſtändig gekleidet; zum Tragen eines ſchwarzen Rockes könne 
er nicht gezwungen werden; es ſei hart, ihm den Genuß von Licht und 
Luft auf feinem Grund und Boden zu verkümmern; er bat um Außf⸗ 
hebung der bezirkshauptmannſchaftlichen Verfügung vom 11. Auguſt 1886, 
3. 1946. 

Bei Vorlage der Acten verwies der Bezirkshauptmann im Berichte 
vom 1. October 1886, 3. 2305, auf das Unſtatthafte, einen Kranken, 
wie G., in einem von Fremden ſo beſuchten Orte, wie A., in einem 
lichteu, ſchmutzigen Anzuge, anf einem mit Fetzen überdeckten Karren 
weiter öffentlich ausſtellen zu laſſen. Der Grund, warum dieſe Aus⸗ 
ſtellung bisher geduldet wurde und die zögernde Haltung der Gemeinde⸗ 
vorſtehung ſeien aus dem Einfluſſe der Verwandten des G. zu erklären, 
welche dieſe Ausſtellung wünſchen, da der Kranke (ohne zu betteln) von 
den Fremden reichliche Unterſtützungen erhält und ſo ſein nicht unbe⸗ 
deutendes Vermögen ſtets vermehrt wird. Die Ingerenz der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in dieſer Angelegenheit ſei geſetzlich in der Oberaufſicht 
über die Sanitäts⸗ und Localpolizei, welche der politiſchen Behörde 
zukomme, begründet geweſen und durch Beſchwerden der Fremden und 
maßgebender Einwohner von A., insbeſondere der Hotelbeſitzer, hervor⸗ 
gerufen worden. Selbſt der Bürgermeiſter habe um beſtimmte Weiſungen 
in dieſer Augelegeuheit gebeten, um ſich den Verwandten des G. gegen⸗ 
über decken zu können. Die Bezirkshauptmannſchaft habe lediglich die 
Gemeindevorſtehung angewieſen, jene Verfügungen zu treffen, welche die 
Aerzte beantragt haben, durch welche Verfügungen dem Recurrenten 
Luft und Licht nicht genommen und der Oeffentlichkeit Rechnung 
getragen wird. 

Der von der Statthalterei einvernommene Landes⸗Sanitätsrath hat 
in der Sitzung vom 26. October 1886 einſtimmig ausgeſprochen: das 
Verbleiben des mit Chorea behafteten Mannes Cäſar G. auf öffeutlicher 
Straße iſt unſtatthaft. 

Mit Entſcheidung vom 22. Jänner 1887, 8. 1130, hat die 
Statthalterei nach mit dem Landesausſchuſſe gepflogenem Einvernehmen 
ausgeſprochen, daß die Verfügung der Bezirkshauptmannſchaft A. vom 
11. Auguſt 1886, 8. 1946, mit welcher dem Cäſar G. verboten 
wurde, ſich außerhalb ſeiner Hausthüre in der Oeffentlichkeit aufzuhalten, 
und die Gemeindevorſtehung den Auftrag erhalten hat, dafür zu ſorgen, 
daß G. fortwährend innerhalb der Schwelle feines Hauſes bleibe, daß 
er durchaus nicht auf ſeinem Karren außerhalb der Hausflur angeſichts 
des Publicums verweile, ſowie daß ſeine Kleidung und ſein Lager 
anſtändig und reinlich ausſehe, nach Einholung des Gutachtens des 
Landes⸗Sanitätsrathes und im Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe 
mit der Aenderung beſtätigt werde, daß es einfach dem mit Chorea 
(Veitstanz) behafteten Recurrenten bei ſonſtigem Eintritte der geſetzlichen 
Folgen der Außerachtlaſſung verboten iſt, an öffentlichen Plätzen oder 
fonft wo immer ſich den Blicken des Publicums auszuſetzen. Dieſe 
Entſcheidung ſtütze ſich auf die im angefochtenen Decrete dee ee 


Folgen des öffentlichen Erſcheinens des G. und auf die Beſtimmungen k. k. Militär⸗ und Civilbehörden“ beizufügen. 


133 


des § 94 der tiroliſchen Gemeindeordnung, ſowie auf $ 1, Al. 2 und 
§ 3 a des Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68, und 
auf Abſatz I, 1 der Statthalterei⸗Kundmachung vom 6. Juli 1883, 
L. G. Bl. Nr. 20. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat über den von Cäſar G. 
gegen dieſe Statthaltereiverſügung eingebrachten Miniſterialrecurs unterm 
31. Mai 1887 ad Nr. 8753 wie folgt entſchieden: 

„Mit Erlaß vom 11. Auguſt 1886, Z. 1946, hat die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in A. dem dortigen Gemeindevorſteher bedeutet, daß es 
aus ſanitären Rückſichten unumgänglich nothwendig erſcheine, dem mit 
Veitstanz behafteten Cäſar G. wegen dieſer Krankheit zu verbieten, ſich 
außerhalb ſeiner Hausthüre aufzuhalten, da ſein Anblick nach ärztlichem 
Ausſpruche für die Geſundheit anderer Perſonen ſchädliche Folgen herbei⸗ 
führen könne. Mit dieſem Erlaſſe wurde daher weiters der Gemeinde⸗ 
vorſteher angewieſen, unverweilt Vorſorge zu treffen, damit G. immer 
innerhalb der Hausflur bleibe und daß ihm verboten werde, ſich aus⸗ 
geſtreckt auf einem Wagen angeſichts des Publicums außerhalb des 
Hauſes aufzuhalten. Der Gemeindevorſteher hat dem Genannten mit 
Decret vom 11. Auguſt 1886, 3. 1740, eine Abſchrift des bezirks⸗ 
hauptmannſchaftlichen Erlaſſes mit dem Auftrage mitgetheilt, ſich genau 
an den Inhalt desſelben zu halten; worauf G., welcher ſich hiedurch 
beſchwert erachtete, den Recurs an die k. k. Statthalterei ergriff. Die 
Statthalterei hat nach Einvernehmen des Landes⸗Sanitätsrathes und des 
Landesausſchuſſes auf Grund des § 94 der tiroliſchen Gemeindeordnung 
mit der Entſcheidung vom 22. Jänner 1887, 8. 1130, deu Erlaß 
der Bezirkshauptmannſchaft in A. vom 11. Auguſt 1886, 83. 1946, 
welcher nach Anſicht der Statthalterei ein Verbot an G. enthielt, mit 
der Aenderung beſtätigt, daß es demſelben wegen ſeiner Krankheit bei 
ſonſtigem Eintritte der geſetzlichen Folgen der Außerachtlaſſung einfach 
verboten ſei, an öffentlichen Plätzen oder ſonſt wo immer ſich den Blicken 
des Publicums auszuſetzen. Der Erlaß der Bezirkshauptmannſchaft in 
A. kann nun aber mit Rückſicht auf ſeinen Wortlaut und ſeine Tendenz 
nicht als ein Verbot an G. angeſehen werden, iſt vielmehr als eine 
auf Grund des Aufſichtsrechtes der Bezirkshauptmannſchaft ergangene 
Weiſung an den Gemeindevorſteher aufzufaſſen, damit dieſer in Gemäß⸗ 
heit des § 55 der tiroliſchen Gemeindeordnung ſeiner Verpflichtung in 
einer Angelegenheit der nach § 3 des Geſetzes vom 30. April 1870, 
R. G. Bl. Nr. 68, und § 27 der tiroliſchen Gemeindeordnung in 
den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde gehörigen Geſundheits⸗ 
polizei nachkomme. Der Gemeindevorſteher hat dieſer Weiſung mit dem 
Decrete vom 11. Auguſt 1886, Z. 1740, wirklich Folge geleiſtet. Aus 
dem Geſagten folgt, daß die Verfügung, durch welche ſich G. beſchwert 
erachtete, vom Gemeindevorſteher in A. in Handhabung der zum ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde gehörigen Geſundheitspolizei und 
nicht von der Bezirkshauptmannſchaft, welche hiezu gar nicht competent 
geweſen wäre, ausgegangen iſt, daß ſomit kein Fall vorlag, in welchem 
nach den geſetzlichen Beſtimmungen der Recurs an die politiſche Landes⸗ 
ſtelle offen geſtanden wäre. Aus dieſem Grunde findet das Miniſterium 
des Innern die Entſcheidung der Statthalterei vom 22. Jänner 1887, 
3. 1130, wegen Incompetenz von Amtswegen hiemit aufzuheben. — 
Hiebei wird bemerkt, daß die Anwendbarkeit des in der Statthalterei⸗ 
entſcheidung angerufenen § 94 der tiroliſchen Gemeindeordnung deshalb 
ausgeſchloſſen war, weil dieſer Paragraph die Erzwingung mangelnder 
Leiſtungen oder Verpflichtungen des Gemeindeausſchuſſes betrifft, der 
Gemeindeausſchuß in A. aber in der in Rede ſtehenden Angelegenheit 
weder um ſeine Ingerenz angegangen wurde, noch dieſelbe verweigert 
hat und zur Abhilfe im vorliegenden Falle zunächſt überhaupt nicht der. 
Gemeindeausſchuß, ſondern nach 8 55 der tiroliſchen Gemeindeordnung 
der Gemeindevorſteher berufen war.“ r. 


Notizen. 


(Zur Frage, ob Unternehmer, welche nur zeitweilig Liefer- 
geſchäfte für die k. k. Armee beſorgen, zur Führung eines dies 
bezüglichen Titels berechtigt ſind, und Behördencompetenz 
hierüber.) Der Kauſmann J. S. B. in P. benützte den Umſtand, daß ihm 
zeitweilig die Lieferung von Bedarfsobjecten ſowohl ſeitens des Reichs⸗Kriegs⸗ 
miniſteriums, als auch anderer militäriſcher Verwaltungsbehörden übertragen 
wurde, ſeiner Firma den Titel „Lieferant der k. k. Armee, ſowie der meiſten 
Ueber eine aus dieſem Anlaſſe 


ſeitens des Reichs⸗Kriegsminiſteriums an das Minifterium des Innern gerichtete 
Anfrage, ob Unternehmer, welche nur zeitweilig Liefergeſchäfte für die Armee 
beſorgen, zur Anfügung derartiger Bezeichnungen an die Firma berechtigt ſind 
und ob andernfalls wegen Abſtellung ſolcher eigenmächtig beigeſetzter Bezeich⸗ 
nungen, welche die Beziehung zu Staats⸗ (Militär-) Aemtern ausdrücken, durch 
die politiſchen Landesbehörden vorgegangen werden kann, eröffnete das Mini⸗ 
ſterium des Innern dem die Anfrage ſtellenden Miniſterium unterm 21. Juni 
1886, 3. 7154, daß der Kaufmann J. S. B. in P. nach der Actenlage nicht 
berechtigt iſt, die erwähnte Bezeichnung zu führen, daß jedoch in erſter Linie 
hierüber die Gewerbebehörde erſter Inſtanz, d. i. der Magiſtrat in P., zu ent⸗ 
ſcheiden berufen ſei, an welchen ſich die Militärbehörde eventuell zu wenden hätte. 
ar 


Geſetze und Berordnungen. 


1886. II. Semeſter. 


Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 

XV. Stück. Ausgeg. am 8. December. — 25. Geſetz vom 13. Juni 1882, 
wirkſam für das Herzogthum Krain, betreffend die Ablöſung der auf Realitäten 
haftenden Geldgiebigkeiten und Naturalleiſtungen für Kirchen, Pfarren und deren 
Organe. — 26. Verordnung des k. k. Landespräſidenten für Krain vom 28 No⸗ 
vember 1886, Z. 98 Pr., mit welcher Durchführungsbeſtimmungen zum Landes⸗ 
geſetze vom 13. Juni 1882, L. G. Bl. Nr. 25 (vom Jahre 1886), betreffend 
die Ablöſung der auf Realitäten haftenden Geldgiebigkeiten und Naturalleiſtungen 
für Kirchen, Pfarren und deren Organe erlaſſen werden. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 14. December. — 27. Geſetz vom 8. Novem⸗ 
ber 1886, giltig für das Herzogthum Krain, betreffend die Haftung der Stadt⸗ 
gemeinde Laibach für die zu errichtende ſtädtiſche Sparcaſſe. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 24. December. — 28. Kundmachung des k. k. 
Landespräſidenten für Krain vom 24. December 1886, Z. 4370 Pr., betreffend 
den Beginn und Ablauf der Jahresfriſt zur Einbringung von Anmeldungen für 
die Ablöſung der auf Realitäten haftenden Geldgiebigkeiten und Naturalleiſtungen 
für Kirchen, Pfarren und deren Organe. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das 
Küſtenland. 


VII. Stück. Ausgeg. am 7. Auguſt. — 7. Geſetz vom 6. Juli 1886, 
wirkſam für die gefürſtete Grafſchaft Görz und Gradisca, womit eine Straßen⸗ 
polizeiordnung für die öffentlichen nicht ärariſchen Straßen erlaſſen wird. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 26 Auguſt. — 8. Geſetz vom 30. Juni 1886, giltig für 
die Markgrafſchaft Iſtrien, womit der 8 4 des Landesgeſetzes vom 2. September 1870 
(L. G. Bl. Nr. 45), betreffend den Schutz der Bodencultur gegen Verheerung durch 
Raupen, Maikäfer und andere ſchädliche Inſeeten, außer Kraft geſetzt wird. — 
9. Geſetz vom 30. Juni 1886, giltig für die Markgrafſchaft Iſtrien, womit der 8 43 
des Landesgeſetzes vom 28. Mai 1876 (L. G. Bl. Nr. 18), betreffend den Schutz 
des Feldgutes, außer Kraft geſetzt wird. — 10. Geſetz vom 30. Juni 1886, 
giltig für die Markgrafſchaft Iſtrien, womit der $ 9 des Landesgeſetzes vom 
18. November 1882 (L. G. Bl. Nr. 28), betreffend die Schonung des Wildes, 
außer Kraft geſetzt wird. — 11. Geſetz vom 30. Juni 1886, giltig für die 
Markgrafſchaft Iſtrien, womit der § 10 des Landesgeſetzes vom 11. November 1883 
(2. G. Bl. Nr. 11 ex 1884) über das Halten und Weiden von Ziegen außer 
Kraft geſetzt wird. — 12. Geſetz vom 30. Juni 1886, giltig für die Markgraf⸗ 
ſchaft Iſtrien, womit Jagdkarten eingeführt werden. — 13. Verordnung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei vom 10. Auguſt 1886, Z. 11.689, giltig für die 
Markgrafſchaft Iſtrien, womit zur Durchführung des Geſetzes vom 30. Juni 1886, 
L. G. Bl. Nr. 12, Jagdkarten eingeſührt werden. 

IX. Stück. Ausgeg. am 6. September — 14. Kundmachung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei vom 15. Auguſt 1886, womit eine neue Cholera⸗ 
Inſtruction verlautbart wird. 

X. Stück. Ausgeg. am 11. October. — 15. Geſetz vom 18. September 1886, 
giltig für die gefürſtete Grafſchaft Görz und Gradisca, womit die Straßen 
Pieris — Turriaco — Caſſegliano — S. Pietro all' Iſonzo — Fogliano und 
Terzo — Scodovacca zu Concurrrenzſtraßen erklärt werden. 

XI. Stück. Ausgeg. am 16. October. — 16. Verordnung der k. k. küſten⸗ 
ländiſchen Statthalterei vom 8. October 1886, Z. 15.302, giltig für die Mark⸗ 
grafſchaft Iſtrien, womit im Nachhange zur Statthaltereiverordnung vom 
10. Auguſt 1886, Z. 11.689, L. G. Bl. Nr. 13, hinſichtlich der Stempelpflicht 
der Geſuche um Ausfolgung von Jagdkarten Beſtimmungen erlaſſen werden. 
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XII. Stück. Ausgeg. am 23. October. — 17. Kundmachung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei in Trieſt vom 18. October 1886, Nr. 15.987, 
betreffend die Fortdauer der in Pogled beſtehenden Wegmauth 

XIII. Stück. Ausgeg. am 9. November. — 18. Gejeß vom 10. October 1886. 
über die Vertheilung der Gemeindegründe der Fraction Nosna in der Steuer- 
gemeinde Kosbana. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 11. November. — 19. Verordnung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei vom 4. November 1886, Z. 16.648, betreffend das 
Verbot des Verkehres mit beſtimmten Gegenſtänden, insbeſondere mit Hadern, 
aus Choleragegenden. 


XV. Stück. Ausgeg. am 24. December — 20. Kundmachung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei vom 12. December 1886, betreffend die Vergütung 
der Mittagskoſt für die auf dem Marſchdurchzuge befindliche Militär⸗Mannſchaft 
im Jahre 1887. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialrath im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Dr. Hermenegild Ritter Jiredek von Samokov zum Central⸗ 
director der Schulbücherverläge ernannt 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium des Innern 
Auguſt Ritter von Wotawa den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des 
Innern Adolph Prinzen von Thurn und Taxis anläßlich ſeines freiwilligen 
Austrittes aus dem Staatsdienſte den Titel eines Statthaltereirathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Inſpector und Finanzrath Karl Windſchek 
zum Oberinſpector und Oberfinanzrath bei der Generaldirection der Tabakregie 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Inſpector und Finanzrathe bei der General» 
direction der Tabakregie Anton Hillerbrand den Titel und Charakter eines 
Oberinſpectors und Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Ackerbauminiſterium 
Aurelius Kermenic anläßlich feiner Ernennung zum Buchhalter im Staats⸗ 
geſtüte Radautz den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberforſtingenieur Joſeph Swoboda zum 
Forſtmeiſter der Forſt⸗ und Domänendirection in Görz ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Miniſterial⸗Viceſecretär 
im Miniſterium für Cultus und Unterricht Dr. Franz Ritter von Le Monnier 
zum Secretär und den Miniſterialconcipiſten in dieſem Miniſterium Theodor 
Wall zum Concipiſten der Centraldirection der Schulbücherverläge ernannt 


Der Minifter für Cultus und Unterricht hat den Maler Eduard Gerisch 


Wien ernannt. 15 

Der Finanzminiſter hat den Secretär der Tabakhauptfabrik in Wien⸗ 
Roßau Philipp Heckel zum Inſpector und den Adjuncten Joſeph Wlaſak zum 
Secretär derſelben Fabrik ernannt. 


Erledigungen. 
Conceptsprakticantenſtelle bei der Stadtgemeinde Steyr mit 600 fl. Adju⸗ 
tum, bis 20. Auguſt. (Amtsbl Nr. 174) 
Ingenieursſtelle im Staatsbaudienſte in Dalmatien in der neunten Rangs⸗ 
elaſſe, binnen vier Wochen. (Amtsbl. Nr. 174.) 


- Auszug aus dem Verlags-Catalog 


der 


MANZ’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


b) Separat-Ausgabe der österreichischen Gesetze. 


Gesetz, Das, vom 19. Mai 1884 wegen theilweiser Abänderung des 
Gesetzes vom 27. Juni 1878 nebst den ferner zu Recht bestehenden 
Bestimmungen des letzteren betreffend die Besteuerung der Brannt- 
Weiner zeugung, sowie wegen Besteuerung der mit der Branntwein 
erzeugung verbundenen Presshefeerzeugung und wegen Erhöhung des 
Einfuhrzolles auf Presshefe nebst der Vollzugsvorschrift des k. k. Finanz- 
ministeriums vom 14. Juli 1884. Zweite Ausgabe mit Beilagen und 
Zeichnungen. kl. 8. 1884. (XII, 148 8.) 60 kr. 
Ergänzungshefi, enthaltend Belehrung über die Bemessung, Ein- 
hebung und Ueberwachung der Verzehrungssteuer von der Branut- 
weinerzeugung und der mit derselben verbundenen Presshefeerzeugung. 
F. V. Bl. 1884 Nr. 28. kl. 8. 1884. (81 S.) 30 kr. 
Landesgesetz, Das niederösterreichische, vom 20. Jänner 1883, betreffend 
Massregeln zur Hebung der Fischerei in den Binnengewässern und 
die hiezu erflossene Durchführungsvorschrift vom 5. März 1884. Mit 
alphabetischem Register und einer Tabelle über die Schonzeiten und 
Masse der Fische und Krebse. kl. 8. 1885. (23 S.) 20 kr. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 13 der Erkenntniſſe 1887. 


zum Cuſtos der Gemäldegalerie an der k. k. Akademie der bildenden Künſte in 
15 


26. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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